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Mit 1. Jänner 1875 begann ein neues Abon⸗ 
nement auf die „Zeitſchrift für Verwaltung“. 

Wir erſuchen die Herren Abonnenten ihre Pränume⸗ 
rations⸗Erneuerung nur 

an das Comptoir der Wiener Zeitung, Grün⸗ 
angergaſſe Nr. 1 zu ſenden. 


Inhalt. 


Ueber die Stellung der Rathscollegten bei den politiſchen Landes⸗ 
behörden. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Anwendung der Beſtimmungen der Strafproceßordnung rückſichtlich Berufungen 
Privatbetheiligter zum Nachtheile des Angeklagten bei von Amtswegen zu 
verfolgenden politiſchen Uebertretungen. Pflicht der Behörden zur genauen 
Einhaltung der beſonderen Proceßbeſtimmungen für politiſche Strafſachen. 

Namensberichtigung in der Geburtsmatrikel des Namens des im Witwenſtande ge⸗ 
bornen unehlichen Kindes auf den Geſchlechtsnamen der Mutter. (165 a. b. G. B.) 

Die nach der alten Salzburger Forſtverfaſſung mit dem Beſitze eines landwirthſchaft⸗ 
lichen Gutes verbundenen Holzbezugsrechte find als Feldſervituten zu betrachten 
und ohne Zuftimmung der Verwaltung des Forſtärars nicht trennbar. Beitrag 
zur Anwendung des Geſetzes vom 6. Februar 1868, 3. 18 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Ueber die Stellung der Nathscollegien bei den pali- 
tiſchen Tandeshehürden. 


Schon im Jahre 1868, zur Zeit als das „Geſetz über die 
Einrichtung der politiſchen Verwaltungsbehörden“ vom 19. Mai 1868, 


R. G. Bl. Nr. 44 noch in parlamentariſcher Behandlung ſtand, 


baben wir in dieſer Zeitſchrift') auf die etwaige zukünftige Auffaſſung 
der Stellung der Rathscollegien bei den Landesſtellen aufmerkſam 
gemacht. Anlaß hiezu gab uns eine in den Motiven zu $ 8 des 
Entwurfes obigen Geſetzes enthaltene Bemerkung über die künftige 
Bedeutung der Voten der Landesbehörde gegenüber dem verantwort⸗ 
lichen Landeschef. Der fragliche $ 8 des Entwurfes proponirte in 
Alinen 2 die (dem jetzigen Geſeße in § 8 Alinea 2 vollkommen 
gleichlautende, Beſtimmung: „Die Landeschefs ſind für ihre, ſo wie 
für die Amtsführung der ihnen unterſtehenden politiſchen Landesbe⸗ 
hörden verantwortlich. (Artikel 12 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. 
December 1867 über die Ausübung der Regierungs⸗ und Vollzugs- 


) Siehe Jahrgang 1868, Nr. 19, Seite 73. 


gewalt.)“ Dazu bieß es in den Motiven: „Es entſpricht dem im Art. 
12 des Staatsgrundgeſetzes über die Regierungs- und Vollzugsgewalt 
ausgeſprochenen Principe der Verantwortlichkeit, daß der Landeschef 
dieſe Verantwortlichkeit für ſeine und die Amtsführung der ihm unter⸗ 
gebenen Landesbehörde auch wirklich trage. Hiernach (nach § 8 d. E.) 
werden — die geſetzlich reſervirten Fälle in Grundentlaſtungs⸗ und 
Servitutsangelegenheiten, Strafſachen u. dgl. ausgenommen — die 
Voten der Landesbehörde dem Landeschef fernerhin 
nur zur Information zu dienen haben.“ Wir haben, als 
wir im Jahre 1868 an bezeichneter Stelle auf dieſe Auffaſſung der 
proponirten Beſtimmung über die Verantwortlichkeit der Landeschefs 
durch die Motive des Geſetzentwurfes hinwieſen, darüber damals Fol⸗ 
gendes geſagt: „Dieſer Ausſpruch in den Motiven, wenn er als Gr 
läuterung des Entwurfes ſpäter für den Fall, als die geſetzliche Be 
ſtimmung der fraglichen Propoſition des Entwurfes gleichlautend wer⸗ 
den ſollte, nicht auch als eine Erläuterung des Geſetzes ſelbſt ange⸗ 
ſehen werden könnte, enthält doch Geſichtspunkte für die etwaige Faſſung 
einer Amtsinſtruction, welche als Geſichtspunkte der Regierung be- 
achtenswerth erſcheinen, obgleich dieſelben ſich weder richtig aus Art. 
12 des Staatsgrundgeſetzes über die Regierungs- und Vollzugsgewalt, 
noch aus den Grundſätzen und dem Geſetze über die Miniſterverant— 
wortlichkeit ableiten laſſen, noch auch der Richtung entſprechen, welche 
die Entwicklung der Verwaltung im Rechtsſtaate nehmen muß.“ In⸗ 
zwiſchen iſt das Geſetz vom 19. Mai 1868 in Wirkſamkeit getreten 
— mit ihm aber auch zugleich ift der angeführte Motivengrundſatz 
in der Behördeneinrichtung zur Geltung gekommen. Es ift zwar weder 
durch eine ausdrückliche Beſtimmung des Organiſirungsgeſetzes, noch 
durch eine Amteinſtruction angeordnet worden, daß in Hinkunft „die 
Voten der Landesbehörde dem Landeschef nur zur Information zu 
dienen haben“, thatſächlich iſt es jedoch ſeit der Organiſirung vom 
3. 1868 ſo geübt worden. In der Praxis bei den Landesbehörden 
it jeit dieſer Zeit die Anſchauung zur Geltung gebracht worden, daß 
durch das neue Organiſirungsgeſetz den Beſtimmungen der Amts 
ſtruction vom J. 1853 über den Wirkungskreis der Rathscollegien in 
Bezug auf das Gewicht der Voten derſelben derogirt worden ſei. 
Dieſe Anſchauung läßt ſich, wenn wir der in Kreiſen von Praktikern 
hörbaren Auffaſſung folgen, mit ziemlicher Evidenz auf den vorne an— 
gezogenen Motivenpaſſus zu $ 8 des Organiſirungsgeſetzes zurück⸗ 
führen und wird damit begründet, daß durch die ſtaatsgrundgeſetzlichen 
Beſtimmuungen über die Verantwortlichkeit der Staatsdiener und ins⸗ 
beſondere durch die Beſtimmungen über die Miniſterverantwortlichkeit 
die Behördenverantwortlichkeit jene grundſätzliche Aenderung, erlitten 
habe, aus welcher in weiterer geſetzlicher Conſequenz der ſeit 1868 
gepflogene Vorgang folgt. 

Der Geiſt, in welchem das Organiſirungegeſetz vom Jahre 
1868 erlaſſen wurde, ſowie die Baſis, auf welche ſeither die Behördenver⸗ 
antwortlichkeit geſtellt werden will, laſſen wohl keinem Zweifel dar⸗ 
über Raum, daß der Durchführung des Verantwortlichkeitsprincipes 
in der Behördeneinrichtung nur der Gedanke zu Grunde gelegen ſein 
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konnte, damit die Garantien gegenüber der Action der Verwaltungs: 
behörden im Sinne des rechtsſtaatlichen Geiſtes der Grundgeſetze zur 
vollen Geltung zu bringen. Für dieſe Tendenz ſprechen auch ganz 
deutlich die ſeither in weiterer Ausführung der Staatsgrundgeſetze be⸗ 
reits getroffenen Einleitungen zu Herſtellung ſogar einer Rechtſprechung 
in Verwaltungsſachen. Es gilt alſo, die heutige Auffaſſung der Praxis 
über die Stellung der Rathscollegien bei den Landesbehörden zu 
dem Zwecke in Prüfung zu ziehen, um zu ſehen, ob darin der Ge— 
danke und der Wille der die Behördenverantwortlichkeit normirenden 
Geſetzgebung auch zum richtigen Ausdrucke gelangt. 

Nach der Amtsinſtruction vom 19. Jänner 1853, R. G. Bl. 
Nr. 10 ad C, betreffend die Regelung des Wirkungskreiſes der Statt- 
haltereien (beziehungsweiſe der Landesbehörden) wird der Wirkungskreis 
der Statthalterei in die Geſchäfte des Statthalters (Präfidial-Ge- 
ſchäfte) und in die Geſchäfte der Statthalterei abgetheilt. Zu Folge 
§ 45 dieſer Amtsinſtruction ſind, „in der Regel alle wichtigeren, der 
Statthalterei zur Behandlung zugewieſenen Angelegenheiten in der 
Rathsſitzung zum Vortrage zu bringen, namentlich: 

a) Streitigkeiten zwiſchen Privaten, Corporationen oder Ge» 
meinden, die in politiſcher Linie auszutragen find; 

b) Abſchließung oder Auflöſung von Verträgen, Anerkennung 
der Erfüllung derſelben oder das Abgehen von der Geltendmachung 
vertragsmäßiger oder im Geſetze gegründeter Rechte; 

c) Verleihung oder Einziehung von Gewerbsrechten; 

d Berhängung von Strafen (mit Ausnahme der Disciplinar⸗ 
trafen); 

f e) Entſcheidungen in Parteiſachen über Berufungen gegen Er⸗ 
kenntniſſe der Unterbehörden“ 

und ferner noch einige wichtigere Angelegenheiten, wie die Ab⸗ 
gabe von Gutachten über Geſetze, die Erlaffung von allgemeinen Anz 
ordnungen u. dgl. 

Nach Beſtimmung des § 46 der Amteinſtruction werden 
„die Beſchlüſſe über Gegenſtände, welche in der Rathsſitzung zum 
Vortrage gebracht wurden, nach Majorität der Stimmen gefaßt, doch 
ſteht dem Statthalter zu: 

1. in den Angelegenheiten, die in der ihm zugewieſenen Amts⸗ 
wirkſamkeit (Präſidialgeſchäfte) gelegen find, worüber er jedoch bei 
dem Rathskörper eine Berathung zu pflegen fand, nach derjenigen 
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Anſicht, die er als die richtige erkennt und die er vertreten zu konnen 


glaubt, wenn ſich auch die Stimmenmehrheit für dieſelbe nicht er 
klärte, vorzugehen, 

2. in den Angelegenheiten hingegen, die dem Geſchäftskreiſe der 
Statthalterei zugewieſen find, wenn er den Beſchluß den Geſetzen 
oder dem Intereſſe des Allerhöchſten Dienſtes zuwiderlaufend er- 
achtet, ſolchen zwar zu ſuspendiren, jedoch entweder 

a) die Sache der Entſcheidung des Miniſtertums, in defſen 
Geſchäftskreis ſolche gehört, zu unterziehen, oder 

b) inſoferne Gefahr am Verzuge wäre oder überhaupt das 
öffentliche Intereſſe eine ſchleunige Verfügung erheiſchen ſollte, auch 
gegen den Rathsbeſchluß die Verfügung, die er nothwendig erkennt, 
nach eigenem Ermeſſen zu treffen, zugleich aber die Anzeige des Ver⸗ 
fügten und der ſtattgefundenen Verhandlung dem gedachten Mini⸗ 
ſterium vorzulegen“. 

Durch die ſo normirte Einrichtung über die Behandlung der 
Statthaltereigeſchäfte wurden aus den Rathscollegien den Statthal⸗ 
tereien zwar keine Juſtizcollegien gemacht (das ſollen und können ſie 
auch nicht werden), aber es wurde damit ſicherlich eine Reihe nach 
rechtsſtaatlichen Anſchauungen weſentlicher Garantien für eine dem 
Geſetze gemäße Handhabung der Verwaltung aufgeſtellt. Natürlich 
kann der heutigen Praxis nichts ferner liegen, als ſich etwa gegen 
dieſe Tendenz der Amtseinſtruction vom Jahre 1853 zu wenden. 
Man beſtreitet nur die weitere geſetzliche Geltung der obigen Beſtim⸗ 
mungen, indem man von der Anſchauung ausgeht, daß ihnen durch das 
nachfolgende Organiſirungsgeſetz vom 19. Mai 1868 derogirt worden ſei. 

Unterſuchen wir dieſe Auffaſſung. 

Ueber den Wirkungskreis des Landeschefs und der Landesbe— 
hörde enthält § 8 Alin. I des Geſetzes vom 19. Mai 1868 nur 
folgende Beſtimmung: Die „Statthalter und Landeöpräftdenten mit 
den ihnen unterſtehenden Statthaltereien und Landesregierungen haben 
den Wirkungskreis der dermaligen Landeschefs und der beſtehenden 
politiſchen Landesbehörden.“ Damit ſpricht der Geſetzgeber im Allge⸗ 


meinen klar und deutlich aus, daß er eine Aenderung im Wirkungs⸗ 
kreiſe der Landesſtellen überhaupt, ſowie in dem Verhältniſſe des 
Wirkungskreifes von Landeschef und Landesbehörde nicht wolle und 
weiſt ſomit auf die diesfalls beſtehenden Einrichtungen, welche durch 
die Amtsinſtruction vom Jahre 1853 normirt find, hin. Nun führen 
uns aber die interpretirenden Praktiker als ihren Stützpunkt das 
Alineg 2 des § 8 des Organiſtrungsgeſetzes vor, welches lautet: „Die 
Landeschefs ſind für ihre, ſowie für die Amtsführung der ihnen 
unterſtehenden politiſchen Landesbehörde verantwortlich. (Artikel 12 
des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867 über die Ausübung 
der Regierungs⸗ und Vollzugsgewalt).“ Die damit unter Baſirung 
auf das Staatsgrundgeſetz normirte Verantwortlichkeit der Laudeschefs, 
meint man, erheiſche in geſetzlicher Conſequenz die Alterirung des 
Gewichtes der Voten der Rathscollegien. 

In § 49 der Amtöinftruction vom 19. Jänner 1885s erſcheint 
die Verantwortlichkeit der Statthalter in folgender Weiſe normirt: 

„Der Statthalter iſt verantwortlich 

a) Für den Zuſtand der Geſchäftsführung bei der Statthalterei 
und den ihr untergeordneten Behörden, Aemtern und Organen, 

b) Für die zweckmäßige und kräftige Führung der ihm über⸗ 
tragenen Geſchäftsleitung und für die eifrige und entſprechende Aus⸗ 
übung der ihm anvertrauten Amtsgewalt, 

c) Für alle Entſcheidungen und Verfügungen, die von ihm 
ausgehen oder die er ausfertigen laßt. Die Haftung wird dadurch 
nicht geändert, daß über den Gegenſtaud eine Berathung gehalten 
wurde, oder daß die erlaſſene Entſcheidung oder andere Verfügung 
das Ergebniß eines Rathsbeſchluſſes war, daß daher für dieſelbe nebſt 
dem Statthalter auch der Referent und die Stimmführen, welche 
ſich für ausſpracheu, verantwortlich ſind.“ 

Inwieferne iſt nun durch das ſpätere Geſetz dieſe Verantwort- 
lichkeit ihrer Weſenheit, ihrem Umfange oder Inhalte nach geändert 
worden? 

Die birecte Beſtimmung des Alin. 2 des $ 8 ſpricht nur die 
Verantwortlichkeit für die Amtsführung überhaupt aus. Die allge— 
meine Faſſung dieſer Beſtimmung kann eine Erweiterung oder über⸗ 
haupt Altertrung des beſtehenden Begriffs der Amtsverantwortlichkeit 
der Landeschefs um jo weniger bedeuten, als aus ihr Inhalt und 
Umfang einer Amtsverantwortlichkeit gar nicht beſtimmbar, alſo nach 
ihr nur inſoferne feſtzuſtellen iſt, als auf die beſtehenden geſetzlichen 
Normirungen zurückgegriffen wird. Freilich iſt der Beſtimmung des 
§ 8 Alin. 2 in Parenthefe die Anziehung des Art 12 des St. G. G. 
über die Regierungs- und Vollzugsgewalt beigeſetzt und damit, wie 
man allerdings ganz richtig deducirt, die Verantwortlichkeit auf die 
Baſis des Staatsgrundgeſetzes geſtellt worden Was ſagt aber das 
Staatsgrundgeſetz. Der betreffende Artikel 12 lautet: 

„Sämmtliche Staatsdiener ſind innerhalb ihres amtlichen 
Wirkungskreiſes für die Beobachtung der Staatsgrundgeſetze, ſowie 
für die den Reichs- und Landesgeſetzen entſprechende Geſchäftsführung 
verantwortlich. 

Dieſe Verantwortlichkeit geltend zu machen, find diejenigen 
Organe der Executivgewalt verpflichtet, deren Disciplinargewalt die 
betreffenden Staatsdiener unterſtehen. 

Die civilrechtliche Haftung derſelben für die durch pflichtwid⸗ 
rige Verfügungen verurſachten Rechtsverletzungen wird durch ein 
Geſetz normirt“ 

Dieſe Beſtimmung des Staatsgrundgeſetzes ſpricht von den 
Landeschefs gar nicht, von dieſen iſt überhaupt in den Staatsgrund⸗ 
geſetzen nirgends die Rede, nirgends iſt ihnen eine exceptionell verant⸗ 
wortliche Stellung eingeräumt. Sei es auch dahingeſtellt, ob durch 
die ſtaatsgrundgeſetzliche Beſtimmung die bisherige Amtsverantwort⸗ 
lichkeit der politiſchen Beamten alterirt worden ſei oder nicht, ſicherlich 
iſt dadurch die Verantwortlichkeit der Landeschefs im Verhältniſſe 
zu der der überigen Beamten keine andere geworden. Darnach 
ſteht zunächſt feſt, daß die Anſchauung, als involvire die durch das 
Organiſirungsgeſetz vom 19. Mai 1868 normirte Verantwortlichkeit 
der Landeschefs die Caſſirung des entſcheidenden Gewichts der Voten 
der Rathscollegien bei den Landesbehörden, in dem Staatsgrundgeſetze 
keine Begründung findet. 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praris. 


Anwendung der Beſtimmungen der Strafproceßordnung rückſicht⸗ 
lich Berufungen Privatbetheiligter zum Nachtheile des Angeklagten 
bei von Amtswegen zu verfolgenden politifchen Uebertretungen. 
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Pflicht der Behörden zur genauen Einhaltung der beſonderen Pro⸗ 


ceßbeſtimmungen für politiſche Strafſachen. 


Das erzherzoglich Albrecht ſche Forſtrevieramt zu T. hat in der 
Monatsliſte über die im November und December 1873 entdeckten 
Forſtfrevel den Gemeindevorſteher aus R. Johann M. angezeigt, 
daß er am 8. November 1873 in dem Gehege „Za Gorzalki“ zwei 
Gebünde Waldſtreu entwendet und hiedurch einen Schaden von 60 kr 
zugefügt habe. = 
u Die Bezirkshauptmaunſchaft hat den Johann M. wegen Forſt⸗ 
frevels durch Entwendung von Waldſtreu zu einer Geldſtrafe von 
2 fl. und einem Schadenerſatze von 60 kr. verurtheilt. un 

Die ſchleſiſche Landesregierung hat das angefochtene bezirks⸗ 
hauptmaunſchaftliche Erkenntniß aufgehoben und die Reaſſumirung 
des Verfahrens angeordnet. * 

Hierauf hat die Bezirkshauptmannſchaft mit einem neuen Er⸗ 
kenntniſſe den Johann M. der ihm zur Laſt gelegten Uebertretung 
des Forſtgeſetzes durch a Waldſtreu nicht ſchuldig er- 
Ki ichdem die That nicht erwieſen tet. 

Be re Cameral⸗Direction hat gegen dieſes Er⸗ 
kenntniß den Recurs eingebracht und die ſchleſiſche Landesregierung 
hat über die Berufung das Erkenntniß der Bezirkshauptmannſchaft 
aufgehoben und Johann M. der Uebertretung des Forſtgeſetzes für 
ſchuldig erkannt und zu einer Geldſtrafe von 2 fl., eveutuell 12 
Stunden Arreſt und zum Erſatz des Werthes der entwendeten Wald- 
ſtreu im Betrage von 60 kr. verurtheilt. Zugleich hat die Landes⸗ 
regierung dem M. den Miniſterialrecurs innerhalb 4 Wochen freigeſtellt. 

Nun recurrirte Johann M. an das Miniſterium des Innern, 
welche Behörde unterm 7. December 1874, 3. 15.155 die Statt⸗ 
halterei-Entſcheidung behoben hat, „weil nach den Beſtimmungen der 
Strafproceßordnuung bei von Amtswegen zu verfolgenden Uebertre⸗ 
tungen der Privatbetheiligte gegen ein freiſprechendes Erkenntniß, 
wodurch über deſſen privatrechtliche Anſprüche nicht entſchieden wird, 
die Berufung nicht ergreifen kann, ſomit die Landesregierung nicht 
berechtigt war, das in erſter Juſtanz geſchöpfte freiſprechende Er⸗ 
kenntniß über den Recurs der den Beſchädigten vertretenden Ca⸗ 
meral⸗Direction in T. in Betreff 155 e zum Nachtheile 
des Beſchuldigten Johann M. abzuändern“. . 

1 15 Ninſterium über das Verfahren bei dieſem 
Straffalle folgende Bemerkungen hinausgegeben: 

„Anläßlich dieſes Strafactes wird zugleich bei dem Umſtande, 
als die Bezirkshauptmannſchaft in T. in ihrem erſten von der 
Landesregie ung aufgehobenen Erkenntniſſe den Johann M. wegen 
Forſtfrevels zu einer Geldſtrafe von 2 fl. verurtheilt hat, ungeachtet 
nach § 62 des Forſtgeſetzes für Forſtfrevel 5 geringste Geldſtrafe 
der Betrag von 5 fl. feſtgeſetzt iſt, ferner als die Landesregierung 
eine vierwöchentliche Friſt zum Miniſterialrecurſe feſtgeſezt hat, auf 
die Beſtimmungen des § 4 der Miniſterialverorduung vom 31. Jänner 
1860 (R. G. Bl. Nr. 31) hingewieſen, nach welchem die Behörde 
erſter Inſtanz die Strafe immer innerhalb des geſetzlich feſtgeſetzten 
Ausmaßes auszusprechen hat. ferner auf $ 3 der Miniſterialverord⸗ 
nung vom 3. April 1855 (R. G. Bl. Nr. 61), demgemäß der Re⸗ 
curs gegen ein politiſches Straferkenntniß binnen 24 Stunden an⸗ 
zumelden und binnen weitern 3 Tagen bei der erſten Inſtanz zu 
überreichen iſt“. =E 


Namensberichtigung in der Geburtsmatrikel des Namens des im 
Witwenſtande 1 unehlichen Kindes auf den Geſchlechts⸗ 
namen der Mutter. (165 a. b. G. B.) 


Elifabetb Müller, am 18. Mai 1839 geboren, eheliche Tochter 
des Andreas Müller, hatte am 22. Februar 1857 den Johann Mayer 
geheiratet, welcher am 15. Auguſt 1861 ſtarb. Am 10. Juni 1870 
gebar Eliſabeth Mayer in der Pfarre Mariahilf zu Graz einen 
Sohn und wurde dieſer in der Geburtsmatrikel eingetragen: Name 
und Geſchlecht des Kindes: Johann Peter Alois Mayer. Name der 
Mutter: Eliſabeth Mayer, Köchin. 


Unterm 9. September 1874 ſtellte Eliſabeth Mayer beim 
Grazer Magiſtrate das protokollariſche Anſuchen, den Namen Mayer 
in der Taufmatrik ihres außerehelich gebornen Sohnes Johann Peter 
Alois in den Namen Müller zu umſchreiben und ſie, die Mutter, 
als verwitwete Mayer aufzuführen. 

Die Statthalterei wies das Geſuch im Grunde des § 92 a. b. 
G. B. zurück; „denn Eliſabeth Müller habe durch ihre im Jahre 
1857 erfolgte Verehlichung mit Johann Mayer das Recht verloren, 
ihren Geburtsnamen Mäller weiter zu führen, könne ſomit dieſes 
Recht nicht auf ihre im Witwenſtande gebornen Kinde übertragen.“ 

In dem dagegen erliegenden Recurſe der Witwe Elisabeth 
Mayer wurde behauptet, das der § 92 a. b. G. B. nur auf die 
Ehegattin Bezug nehme, auf Kinder aber keine Anwendung finde. 
Johann Peter Alois ſei von ihr 8 Jahre nach dem Tode ihres 
Gatten geboren worden, ſomit unzweifelhaft außerehelich. Der § 165 
a. b. G B. ſchließe die unehelichen Kinder von den Rechten der 
Familie und Verwandtſchaft aus. Recurrentin wiederholte das ur— 
ſprüngliche und ſtellte auch das weitere Begehren, die Unehelichkeit 
der Geburt obgenannten Sohnes in der Taufmatrik anzuerkennen. 
Als Urſache der Verhandlung gab die Recurrentin die Anſprüche an, 
welche ſie gegen den unehelichen Vater des mehrgenannten Kindes 
im Rechtswege zu erheben geſonnen ſei. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 20. November 1874, 
3. 17.292 dem Recurſe der Eliſabeth Mayer Folge gegeben und 
angeordnet, es ſei in der Taufmatrikel des genanten Kindes der in 
der Rubrik: Namen und Geſchlecht des Kindes angegebene Name 
Mayer zu berichtigen und zu ſetzen: Müller; weiters in der 
Rubrik: Name der Mutter nach dem Worte: Mayer beizufügen, 
geborne Müller; endlich ſei in dieſer Matrik anzumerken, daß beſagter 
Sohn ein uneheliches Kind der Eliſabeth Mayer, gebornen Müller ſei. 
„Mit Rückſicht auf die für die Matriculirung des mehrgenannten 
Knaben maßgebenden Thatſachen unterliege es im Grunde des § 155 
a. b. G. B. keinem Zweifel, daß bei demſelben die rechtliche Ver⸗ 
muthung der unehelichen Geburt platzgreift, derſelbe ſonach im 
Grunde des § 165 a. b. G. B. den Geſchlechtsnamen der Mutter 
Müller zu führen hat und auch mit dieſem und nicht mit dem Fa, 
miliennamen des verſtorbenen Mannes Mayer in die Geburtsmatrik 
einzutragen war. Der § 92 a. b. G. B, auf welchen die recurrirte 
Entſcheidung ſich beruft, ſteht dem in keiner Weiſe entgegen; dadurch, 
daß die Gattin den Namen des Mannes erhält, hat der Geſchlechts— 
name der erſteren nicht aufgehört derjenige zu ſein, welcher ihr nach 
ihrer Geburt zukömmt.“ 25 


Die nach der alten Salzburger Forſtverfaſſung mit dem Beſitze 

eines landwirthſchaftlichen Gutes verbundenen Holzbezugsrechte 

ſind als Feldfervituten zu betrachten und ohne Zuſtimmung der 

Verwaltung des Forftarars nicht trennbar. Beitrag zur Anwen⸗ 
dung des Geſetzes vom 6. Februar 1869, 3. 18. 


Das Bezirksgericht Mitterſill hat die angeſuchte Abſchreibung 
einiger Parcellen ſammt hierauf befindlichem Heuſtadl und einem Au— 
theile von 20 Kubikſchuh Bauholz, 20 Kubikſchuh Zeugholz und 20 
Kubikſchuh Zaunholz von dem jährlichen auforſtungsmäßigen Bezuge 
des Gutes X. von dem Beſitzſtande dieſes Gutes, Grundb. Hofurbar. 
Fol. 373, des N., die Uebertragung dieſes Grundſtückes ſammt Zugehör 
auf das hiefür im Grundbuche Tom. IV neu eröffnete Fol. 2120 und 
die Einverleibung des Eigenthumsrechtes hierauf für M. bewilligt. 

Ueber Recurs der k. k. Finanzprocuratur noe. des Forſtärars 
hat das Oberlandesgericht das Geſuch des M. in dem die Abſchrei⸗ 
bung obiger Holzbezugsrechte betreffenden Theile hauptſächlich deßhalb, 
weil auf dieſe Rechte auch Verbindlichkeiten des Holzbezugsberechtigten 
fichergeſtellt und die Holzbezugsrechte bücherlich nicht ausgezeigt find, 
abgewieſen, ohne die Eigenſchaft jener Holzbezugsrechte als Dienſt— 
barkeiten in den Abweiſungsgründen auszuſprechen. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 20. 
October 1874, 3. 10.780 die Abweiſung des Trennungsbegehrens 
beſtätigt. Dies in der Erwägung, daß die Holzbezugsrechte im ära⸗ 
riſchen Walde, welche nach der alten Salzburger Forſtverfaſſung mit 
dem Befitze des Gutes X. verbunden waren und durch den Vergleich 
und die Regulirungsurkunde der k. k. Grundlaſten-Ablöſungs⸗ und 
Regulirungs⸗Landescommiſſion Salzburg vom 28. Auguſt 1869, 3. 
4813 geregelt wurden, als Feldſervituten zu betrachten und zu bes 


haudeln find, und daß demnach, in ſo ferne nicht beſondere Beſtim— 
mungen etwas Anderes feſtſetzen, darauf im Allgemeinen die Vor— 
ſchriften des a. b. G. B. über Dienſtbarkeiten und namentlich jene 
der §§ 484 und 485 ihre Anwendung finden, wonach eine Servi 
tut&belaftung nicht erweitert werden darf und fo weit es ihre Natur 
und der Zweck der Beſtellung geſtattet, eingeſchränkt werden ſoll und 
ſowohl das Recht, als die Laſt der Dienſtbarkeit als unübertragbar, 
untheilbar und ſolidariſch erklärt iſt; in Erwägung, daß die Vor⸗ 
ſchrift des $ 844 a. b. G. B., — wonach im Falle der Theilung 


des herrſchenden Gutes unter mehrere Miteigenthümer die Grund- 


dienſtbarkeiten allen Theilhabern zu Statten zu kommen haben, — in 
dieſem Falle, ſowie im analogen Falle der Abtrennung eines Theiles 
durch Verkauf mit Rückſiicht auf die §8 484 und 485 nur dahin 
verſtanden werden kann, daß bei nachmaligem Eintritte mehrerer ge— 
theilter Miteigenthümer des herrſchenden Gutes die Theilnehmung an 
dem hiemit verbundenen 
greifen hat, als es die Natur der Dienſtbarkeit ohne mehrere Er— 
ſchwerung oder Erweiterung der Belaſtung der dienſtbaren Sache 
zuläßt und als es ſich mit dem ausgeſprochenen Grundſatze der Un— 
veränderlichkeit und Solidarität des Rechtes und der Laſt der Ser— 
vitut auf der einen oder anderen Seite vereinbart; in Erwägung, 
daß nach Inhalt des citirten Vergleichs- und Regulirungsactes von 
Seite des k. k. Forſtärars dem jeweiligen Befitzer des Gutes X. und 
der in derſelben Grundbuchseinlage inbegriffenen Wemſerwieſe zur 


Deckung feiner Hausnothdurft die daſelbſt tabellariſch feſtgeſetzten jähr- 


lichen Bezüge an Brenn- und Lichtholz mit 15 Klftr., an Bauholz 
mit 190 und 9 Kubikſchuh, an Zeugholz mit 198 und 7 Kubikſchuh⸗ 


und an Zaunholz mit 144 und 14 Kubikſchuh aus den ebenfalls Das 


ſelbſt bezeichneten Waldungen zugeſtanden wurden, daß aber ein Maß— 
ſtab nach Verhältniß der Größe, Zahl und Gattung der Gebäude und 
der Ausdehnung der Grundflächen nicht gegeben, nicht einmal die 
Geſammtarea des Gutes angegeben, noch uͤberhaupt der Fall der 
Abtrennung eines Theiles des Gutskörpers vorgeſehen erſcheint; in Erwä⸗ 
gung, daß der Grundbuchsrichter nicht berufen iſt, von Amts wegen 
zu beurtheilen und unterſuchen, ob und in wie ferne eine Abtrennung 
auch der Holzbezüge in den vom Verkäufer eingeräumten Quantitäten 


und die Sonderſtellung des Käufers als Servitutsberechtigten in dem 
eingeräumten Maße gegenüber dem Forſtärar zuläſſig und nicht mehrere 


Beſchwerniß für die ſervitutsbelaſtete Seite herbeiführend betrachtet 
werden könne, was mit Rückſicht auf die das einſchlaͤgige Verhältniß 
regelnden Artikel des obigen Vergleichs-Regulirungsactes und insbe⸗ 
ſondere mit Rückſicht auf eine eigenmächtig vorgenommene Quantitäts⸗ 
beſtimmung der Fall ſein könnte; in Erwägung, daß die Berufung 
auf den § 1 des Geſetzes vom 6. Februar 1869, Nr. 18 das Geſuch 
in dem beanſtändeten Punkte nicht rechtfertigen kann, weil die daſelbſt 
vorgeſehene grundbücherliche Belaſtung des getrennten Stückes mit 
den auf dem Gute zu Gunſten des Forſtärars zum Behufe der din— 
lichen und beziehungsweiſe pfandrechtlichen Sicherſtellung der einſchlä— 
gigen Verbindlichkeiten und Verzichtleiſtungen des Gutsbeſitzers auf 
Geſuch vom 31. October 1869, 3. 1905 einverleibten obigen Grunde 


laſten Regulirungsacten nur die Bedeutung hat, daß die das Trenn- 


ſtück erwerbende Perſon an dem Werthe dieſes Trennſtückes ſimultan 
für die Erfüllung aller jener Verbindlichkeiten und Verzichtleiſtungen 


haftet und nichts gemein hat mit der Löſung der Frage der Abtren- 


nung und Uebertragung eines Theiles der dem Grundbeſitzer aus dem 


obigen Vergleichs- und Regulirungsacte zuſtehenden Servitutsrechte, 


welche übrigens nicht einmal grundbücherlich erſichtlich gemacht ſind, 
um daraus eine theilweiſe grundbücherliche Abtrennung und Uebertra⸗ 
gung vornehmen zu können, wie bereits in den oberlandesgerichtli— 
chen Gründen bemerkt wurde; und in der Erwägung, daß durch das 
Landesgeſetz für das Herzogth. Salzburg v. 22. Oct. 1868, 3. 28 
nur die bei einigen Gattungen des Grundbeſitzes in Folge politiſcher 
Geſetze und Verordnungen beſtehende Untrennbarkeit aufgehoben wurde, 
im Uebrigen aber die Regeln des Civilrechtes keine Aenderung erlitten 


haben und daß dem Allen zu Folge ohne Zuſtimmung der Verwal- 


tung des Forſtärars der Grundbuchsrichter die begehrte Abſchreibung 
eines Antheils von je 20 Kubikſchuh Bau- Zeug: und Zaunholz aus 
dem jährlichen einforſtungsmäßigen Bezuge 


eröffneten Grundbuchseinlage für das abzuſchreibende Trennſtück nicht 
bewilligen konnte. Ger.⸗Ztg. 


Dienſtbarkeitsrechte in jo ferne platzzu⸗ 


des Gutes X. von dem 
Beſitzſtande dieſes Gutes und beziehungsweiſe Zuſchreibung zur neu 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe Andreas Baumgartner eine 
ſyſtemiſirte Miniſterialrathsſtelle und dem mit Titel und Charakter eines Sections⸗ 
rathes bekleideten Minifterialſecretär Anton Ritter v. Niebauer eine ſyſtemiſirte 
Sectionsrathsſtelle im Finanzminiſterium verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Finanzminiſterium Georg 
Walach den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem geweſenen Curator des Joanneums in Graz Karl 
Gottfried Ritter v. Leitner den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſeeretär im Ackerbauminiſterium Dr 
13 tarfrei den Titel und Charakter eines Sectionsrathes verliehen. 
| Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe und Vorſtande des Rechnungede⸗ 
partements bei der Forſt⸗ und Domänendirection in Wien Karl Krippel tarfrei den 

Titel und Charakter eines Oberrechnungsrathes verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten im Ackerbauminiſterium 
Karl Kahl ich den Titel und Charakter eines Rechnungsrathes taxfrei verliehen. 
Seine Majeftär haben die Miniſterialräthe Dr. Franz Edlen v. Matzinger 
und Guſtav Kubin zu Sectionschefs im Miniſterium des Innern ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Baurath Johann Rößler zum Oberbaurathe im 
Miniſterium des Innern, den Baurath Franz Hochenburger zum Oberbauratbe 
in Graz und den Baurath Anton Nenning zum Oberbaurathe in Linz ernaunnt. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe und Leiter des techniſchen De⸗ 
partements für Straßen- und Waſſerbau im Miniſterium des Innern Mathias N a- 
miek das Ritterkreuz des Leopoldsorden tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den k. und k. Conſularazenten in Novoſelitza Bern⸗ 

hard Erelbirth zum unbeſoldeten Viceconſul und Leiter der k. und k. Conſular⸗ 
agentie daſelbſt ernannt. 
Der Miniſter des Innern hat den Oberingenieur Franz Pieſchl zum Bau— 
rathe, die Ingenieure Joſef Hagel, Joſef Reich v. Reichenhain und Joſef 
Pohl zu Dberingenienren und den Bauadjuncten Franz Gärtner zum Ingenieur 
im Herzogthum Salzburg ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat die Oberingenienre Anton Möfer und Felir 
Kſiezarski zu Bauräthen, den Ingenieur Alexander Richter zum Dberingenieur 
und die Bauadjuncten Alois Fiſcher, Karl Töpfer, Benediet Miejski, Stefan 
Janikiewicz, Heinrich Piotrowski, Joſef Braunſeis, Vincenz Radwan, 
Anton Dzbanski, Wilhelm Scha yer, Remigins Bodakowski, Silveſter Haw⸗ 
ryszkiewicz, Johann Hantſchl, Heinrich Stahl, Roman Bielanski, Ladis⸗ 
laus Müller, Adalbert Nunberg, Nicolaus Bojarski, Victor Kornecki, Fer— 
dinand Wſchekeezka, Adam Slawinski, Wieslaus Grzymalski, Franz 
Michalowskit, Franz Fazowski und Julian Chowaniez zu Ingenieuren für 
den Staatsbaudienſt in Galizien ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Rechnungsrevidenten und Leiter des Rechnungs⸗ 
departements der Forſt⸗ und Domänendirection in Salzburg Ignaz Schuſter zum 
Rechnungsrathe ernannt. * 


| 
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Erledigungen. 

Zwei Statthalterei⸗Secretärs⸗ und zwei Bezirkscommiſſärsſtellen in Böhmen, 
bis Ende December. (Amtsbl. Nr. 294.) 

Bezirksſecretärsſtelle in Scheibs mit der zehnten Rangsclaſſe, bis Ende De⸗ 
cember. (Amtsbl. Nr. 294.) 
| Aſſiſtentenſtelle bei der Staatsſchuldencaſſe in Wien mit der eilften Rangs⸗ 
claſſe, bis Mitte Jänner 1875. (Amtsbl. Nr. 295.) 
| Bezirksſecretärsſtelle im Küſtenlande mit der zehnten Rangsclaſſe, bis Ende 
Jänner 1875. (Amtebl Nr. 298.) 

Forſtinſpectorsſtelle bei der ſteiermärkiſchen Statthalterei, mit der achten 
Rangsclaſſe und 800 fl. Reiſepauſchale bis 31. Jänner 1875. (Amtbl. Nr. 299.) 


| 
\ 


In Commiſſion bei der k. k. Hof- und Staatsdruckerei (Stadt, 
Singerſtraße Nr. 26) it Ende December 182 erſchtenen und durch dieſelbe 
ſowie durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Niederöſterreichiſcher 


Amtskalender für das Jahr 1875. 


Mit Benützung amtlicher Quellen zuſammengeſtellt. 


(X. Jahrgang.) 
Groß⸗Octav. Steif geb. 45 Bog. Ladenpreis fl. 2. 


Der über vielſeitigen Wunſch nach einjähriger Unterbrechung wieder erſchei⸗ 
nende niederdfterreichiiche Amtekalender bedarf für Jene, welche die früheren Jahr— 
gänge kennen, keiner beſonderen Empfehlung; er wird auch in der neuen an den 
letzterſchienenen Jahrgang 1873 ſich anſchlteßenden Bearbeitung den geſammten Ver⸗ 
waltungs, und Verfaſſungs⸗Organismus von Oeſterreich-Ungarn mit beſonderer Be⸗ 
dachtnahme auf Niederbſterreich umfaſſen und bei feinem reichen für die verschieden. 
ſten Bedürfniſſe berechneten Inhalte, dann bei der Ausführlichkeit und Verläßlichkeit 
| feiner aus amtlichen Quellen geſchöpften Notizen als das beſte Hilfs- und Nachſchlage⸗ 
buch nicht nur hinſichtlich aller Behörden und öffentlichen Anſtalten, Corporationen, 
Acetiengeſellſchaften und ſonſtigen Vereine, ſondern auch hinſichtlich der vollſtändiger 
als in jedem andern Kalender behandelten geſchäftlichen Notizen ſich darſtellen und 
um fo willkommener fein, als für das Jahr 1875 kein Hof- und Staatshandbuch and- 
gegeben wird. 
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